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GBP-Befragung zur Bundestagswahl 2025 

Unternehmen schä tzen Wächstumsäussichten optimistisch 

ein und sehen eine Reform der Schuldenbremse äls 

notwendig än. 

 

Gemessen äm Bruttoinländsprodukt ist die 

Wirtschäftsleistung in Deutschländ im Jähr 2024 um 0,2 

Prozent gegenu ber dem Vorjähr gesunken. Dämit 

verzeichnete die gro ßte europä ische Volkswirtschäft däs 

zweite Jähr in Folge einen Ru ckgäng. Näch Angäben des 

Stätistischen Bundesämtes belästen der schwäche Konsum, 

hohe Energiepreise und strukturelle Probleme die 

wirtschäftliche Entwicklung (Stätistisches Bundesämt, 2025). 

Auch die Prognosen der Wirtschäftsforschungsinstitute sind eher zuru ckhältend. So 

prognostizieren däs Kiel Institut fu r Weltwirtschäft fu r 2025 ein Wirtschäftswächstum in 

Ho he von 0,0 Prozent, die Bundesbänk von 0,2 Prozent und däs Deutsche Institut fu r 

Wirtschäftsforschung ein Wächstum von 0,9 Prozent. Ein mo gliches drittes 

Rezessionsjähr spielt äuch im Wählkämpf zum 21. Deutschen Bundestäg eine zenträle 

Rolle. In der äktuellen Debätte ist däs Themä Wirtschäft mit 34 Prozent däs 

zweitwichtigste Themä näch Migrätion (ARD DeutschländTrend, 2025). In einer 

wirtschäftlichen Großwetterläge, die von Wettbewerbsdruck, politischer Unsicherheit 

und geopolitischen Krisen geprä gt ist und in der däs Germän Business Pänel (GBP) ein 

Rekordtief in der Zufriedenheit der Unternehmen mit der Wirtschäftspolitik verzeichnete, 

bringen die politischen Pärteien unterschiedliche Ideen ein, um däs wirtschäftspolitische 

Ruder herumzureißen. Däbei stellen sich entscheidende wirtschäftspolitische Frägen: 

Welche Auswirkungen erwärten Unternehmen fu r däs kurz- und längfristige 

Wirtschäftswächstum? Worin sehen die Wirtschäftsentscheider Potenziäl fu r 

wirtschäftlichen Aufschwung? Wäs denken sie u ber die von den politischen Pärteien 

vorgelegten wirtschäfts- und steuerpolitischen Vorschlä ge? In einer Befrägung zur 

Bundestägswähl hät däs GBP im Februär 2025 um die Einschä tzungen von mehr äls 350 

reprä sentätiven Unternehmensvertretern gebeten. 

Unternehmen blicken optimistisch auf die wirtschaftliche Entwicklung 

Welche Wächstumsräten erwärten Unternehmen kurz- und längfristig? Täbelle 1 zeigt 

änhänd der Befrägungsdäten des Germän Business Pänels, inwiefern Erwärtungen u ber 

zuku nftiges Wirtschäftswächstum von der Zufriedenheit mit der äktuellen 

Wirtschäftspolitik äbhä ngen. Die Ergebnisse illustrieren, däss Unternehmen mit einer 

hohen Zufriedenheit (6 oder gro ßer äuf einer Skälä 0 - 10) ho here Wächstumsräten in den 

nä chsten 12 Monäten fu r reälistisch hälten äls Unternehmen mit einer niedrigen 

Zufriedenheit (5 oder kleiner äuf einer Skälä 0 - 10). 
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Tabelle 1 – Erwartete Wachstumsraten in den nächsten 12 Monaten 

 im schlechtesten Fäll reälistisch gesehen im besten Fäll 
Unzufrieden -1,29 0,34 1,84 
Zufrieden -0,66 0,96 2,24 
Gesämtstichprobe -1,23 0,39 1,88 

 

Im schlechtesten Fäll befu rchten Unternehmen, die die Wirtschäftspolitik äls 

unzufriedenstellend beurteilen, eine tiefere Rezession äls zufriedene Unternehmen. 

Insgesämt hälten Unternehmen ein Wirtschäftswächstum von 0,39 Prozent in den 

kommenden 12 Monäten fu r reälistisch. 

Werden Unternehmen näch einem Blick in die Zukunft mit lä ngeren 

Beträchtungszeiträum gefrägt, fällen die Erwärtungen spu rbär optimistischer äus. Täbelle 

2 zeigt, däss Unternehmen ein jä hrliches Wirtschäftswächstum von 2,02 Prozent in den 

nä chsten fu nf Jähren fu r mo glich hälten. Im Vergleich zu den 

Wirtschäftsforschungsinstituten, die ebenfälls eine Entspännung erwärten, setzen die 

Unternehmen gro ßere Hoffnung äuf wirtschäftliche Impulse in der Zeit näch der 

Bundestägswähl. 

Tabelle 2 – Erwartete Wachstumsraten in den nächsten 5 Jahren 

 im schlechtesten Fäll reälistisch gesehen im besten Fäll 
Unzufrieden -0,47 1,97 4,22 
Zufrieden -0,54 2,43 5,71 
Gesämtstichprobe -0,48 2,02 4,35 

 

Unternehmer setzen auf Schwarz-Gelb 

Welche Pärteien wollen Unternehmer in der Regierung sehen? Die Ergebnisse des Germän 

Business Pänels in Abbildung 1 zeigen, däss der gro ßte Anteil der Unternehmen eine 

Regierungsbeteiligung der CDU/CSU (73,6 Prozent) befu rwortet. Dies steht im Gegensätz 

zu den Prä ferenzen, die vor vier Jähren im Germän Business Pänel zur Bundestägswähl 

äm 26. September 2021 erhoben wurden. Dämäls läg der Zustimmungswert zu einer 

Regierungsbeteiligung der FDP bei 74,6 Prozent. Der äktuelle Wert liegt lediglich bei 35,8 

Prozent. Die CDU/CSU läg 2021 dägegen nur bei 38,7 Prozent. Auch der Wunsch näch 

einer Regierungsbeteiligung der AfD ist im Vergleich zur Bundestägswähl 2021 deutlich 

von 5,2 Prozent äuf 20,9 Prozent gestiegen. 
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Abbildung 1: Regierungsbeteiligung aus Unternehmenssicht 

 

 

Die Gru nen häben näch dem Aus der Ampelregierung läut den GBP-Ergebnissen äuch 

einen stärken Einbruch in der Gunst der Unternehmen erlebt. Die Zustimmung zur SPD 

ist konstänt geblieben. Die Linken liegt mit 7,2 Prozent vor dem neu gegru ndeten BSW, fu r 

däs sich 4,9 Prozent äussprächen. 

Schuldenbremse, Subventionen, Investitionen, Besteuerung, Bürokratie: 

Was bringt den wirtschaftlichen Aufschwung? 

Däs GBP befrägte Unternehmen zu ihrer Sicht äuf wichtige wirtschäftspolitische 

Instrumente zur Stä rkung des Wirtschäftswächstums. Abbildung 2 zeigt die 

Einschä tzungen von Unternehmen zu vier wirtschäftspolitischen Mäßnähmen. In Bezug 

äuf die Schuldenbremse spricht sich die Mehrheit (54 Prozent) fu r eine Reform äus, 

wä hrend 31 Prozent keine A nderung wu nschen und nur 14 Prozent eine vollstä ndige 

Abschäffung befu rworten. Dies verdeutlicht, däss viele Unternehmen zwär eine 

Anpässung der Regelung fu r notwendig hälten, eine komplette Aufhebung jedoch nur 

wenig Unterstu tzung findet. Obwohl mänche Unternehmen profitieren, fordert eine 

Mehrheit Unternehmenssubventionen zu reduzieren: 50 Prozent der Befrägten 

befu rworten eine Senkung der Zähl der Subventionen fu r Unternehmen, wä hrend nur 21 

Prozent eine Erho hung wu nschen. 29 Prozent sprechen sich fu r eine Beibehältung der 

äktuellen Zähl von Subventionen äus. 

Ein änderes Meinungsbild zeigt sich bei den stäätlichen Investitionen: 70 Prozent der 

Unternehmen befu rworten eine Erho hung, wäs äuf einen breiten Konsens u ber die 

Notwendigkeit stäätlicher Investitionen zur wirtschäftlichen Stä rkung hinweist. Lediglich 

16 Prozent sind fu r keine A nderung und 15 Prozent fu r eine Senkung. Im Gegensätz däzu 
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wu nscht sich eine kläre Mehrheit (69 Prozent) eine Senkung von Unternehmenssteuern. 

Nur 29 Prozent mo chte den äktuellen Steuersätz beibehälten. 

Abbildung 2: Wirtschaftspolitik aus Unternehmenssicht 

 

 

Eine Erho hung der Unternehmenssteuern wird mit nur 2 Prozent nähezu vollstä ndig 

äbgelehnt. Diese Ergebnisse zeigen, däss Unternehmen vor ällem steuerliche 

Entlästungen und eine gezielte Anpässung wirtschäftspolitischer Rähmenbedingungen 

bevorzugen. Noch eindeutiger äls zu den in Abbildung 2 gezeigten Positionen stehen 

Unternehmen zum Themä Bu rokrätie. 90 Prozent sehen den Bu rokrätieäbbäu äls 

wichtiger än äls eine Stä rkung der Rechtssicherheit. 

Ein genäuerer Blick äuf die Einschä tzungen zur Zukunft der Schuldenbremse bringt 

kontroverse Positionen zutäge. Befu rworter fordern mehr Disziplin bei den 

Stäätsäusgäben, Gegner kritisieren däs Fehlen von Investitionen und beklägen die geringe 

Händlungsfä higkeit des Stäätes. Die Schuldenbremse ist seit 2009 im Grundgesetz 

veränkert und entständ in Folge des Stäbilitä ts- und Wächstumspäkts der europä ischen 

Wirtschäfts- und Wä hrungsunion zur U berwindung der Finänzkrise 2008/2009. Sie 

begrenzt die Neuverschuldung des Bundes äuf 0,35 Prozent des Bruttoinländsproduktes 

(BIP) und soll die Finänzläge von Bund und Lä ndern längfristig stäbilisieren und 

u bermä ßige Zinszählungen verhindern. 

Abbildung 3 mächt deutlich, däss die Unternehmen der meisten Wirtschäftszweige sich 

fu r eine Reform der Schuldenbremse äussprechen. Diese Hältung entspricht den 

politischen U berzeugungen von SPD, Bu ndnis 90/Die Gru nen und des BSW. Am 
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zweithä ufigsten vertreten die Unternehmer die Meinung, däss die Schuldenbremse 

eingehälten werden soll (Position von CDU/CSU, FDP und AfD). Eine Abschäffung der 

Schuldenbremse, die sich in dem Wählprogrämm der Linken wiederfindet, spielt eher eine 

untergeordnete Rolle im Meinungsspektrum der Unternehmen.  

Abbildung 3: Schuldenbremse nach Wirtschaftszweigen 

 

Welche Wahlversprechen bevorzugen Unternehmen? 

Däs Germän Business Pänel liefert äuch Ergebnisse zu den steuerpolitischen Prä ferenzen 

der Unternehmen fu r Wählprogrämmvorschlä ge der Pärteien. Däbei wurden den 

Teilnehmern im Germän Business Pänel Ausschnitte äus den Wählprogrämmen vorgelegt, 

ohne den Hinweis von welcher Pärtei die Vorschlä ge kommen. Abbildung 4 zeigt, däss die 

einkommensteuerpolitischen Vorschlä ge von AfD und FDP den stä rksten Zuspruch 

erfähren. 
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Abbildung 4: Wahlversprechen zum Einkommensteuertarif 

 

Auf dritter Position folgt der Vorschläg der Linken und än vierter Position der Vorschläg 

der SPD. Die fu nfte Position teilen sich CDU/CSU und däs BSW. Däbei ist zu 

beru cksichtigen, däss die Vorschlä ge unterschiedlich konkret sind. Beispielsweise schlä gt 

die Linke einen recht vollstä ndigen Entwurf eines Einkommensteuertärifs in ihrem 

Wählprogrämm vor, wä hrend ändere Pärteien väge bleiben. Außerdem fehlt in vielen 

Wählvorschlä gen ein Finänzierungskonzept, so däss die Kosten der Mäßnähmen unklär 

bleiben. 

Die Prä ferenzen zu den Reformvorschlä gen der Unternehmensbesteuerung in Abbildung 

5 zeigen ein änderes Bild. Die AfD liegt mit dem Versprechen, Unternehmenssteuern zu 

senken mit 22 Prozent gleichäuf mit der SPD. Die Positionen der FDP werden von 19 

Prozent der Teilnehmer prä feriert. Die Vorschlä ge der CDU/CSU werden von 12 Prozent 

der Befrägten bevorzugt. Däs Bu ndnis 90/Die Gru nen hätten zum Zeitpunkt der 

Befrägung keine Vorschlä ge zu den Unternehmenssteuern vorgelegt. 
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Abbildung 5: Wahlversprechen zu Unternehmenssteuern 

 

 

Auch Vorschlä ge zu Investitionen in Klimä und Zukunft sind in den Wählprogrämmen zu 

finden. Abbildung 6 zeigt, däss die Vorschlä ge der Christdemokräten äm hä ufigsten 

Zuspruch erhälten. Besonders im Dienstleistungssektor und im Händel findet die 

christdemokrätische Position, die die steuerliche Absetzbärkeit von Investitionen 

beinhältet äm meisten Ankläng. Im Gesundheits- und Soziälwesen und im Grundstu cks- 

und Wohnungswesen werden die soziäldemokrätischen Vorschlä ge, 

Zukunftsinvestitionen durch Steuerprä mien ätträktiv zu mächen prä feriert. Die u brigen 

Pärteien häben keine Vorschlä ge zu diesem Themä vorgebrächt. 
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Abbildung 6: Versprechen zu Investitionen in Klima & Zukunft 

 

Fazit 

Die Ergebnisse der GBP-Befrägung zur Bundestägswähl 2025 zeigen, däss Unternehmen 

optimistische äuf die wirtschäftliche Entwicklung Deutschländs blicken, insbesondere in 

der längfristigen Perspektive. Gleichzeitig ä ußern die befrägten Unternehmensvertreter 

kläre Prä ferenzen fu r konkrete wirtschäftspolitische Mäßnähmen, insbesondere 

Bu rokrätieäbbäu und eine Reform der Schuldenbremse. In der Steuerpolitik sind 

Vorschlä ge besonders populä r, die deutliche Entlästungen versprechen. Allerdings fehlen 

kläre Konzepte fu r deren Finänzierung. 

Die Unternehmen fävorisieren zwär einerseits eine Regierungsbeteiligung der CDU/CSU, 

zeigen sich äber ändererseits kritisch gegenu ber den wirtschäftspolitischen Strätegien 

der äktuellen Ampel-Pärteien. Auch und insbesondere näch der Wähl muss die 

Wirtschäftspolitik sich der Heräusforderung stellen, bessere Bedingungen fu r 

Unternehmen zu schäffen. 

 
Das German Business Panel ist ein langfristiges Befragungspanel 

des DFG-geförderten überregionalen Projektes „Accounting for 

Transparency“. 

Wir erheben systemätisch und reprä sentätiv, wie Unternehmen 

unterschiedlicher Gro ßenordnung Frägen der Unternehmenstränspärenz 

einschä tzen. Erhoben wird äuch, wie sich die zunehmende Bereitstellung 

von Informätionen sowie die zunehmende Regulierung in den Bereichen 

Rechnungswesen und Besteuerung äuf Entscheidungen in Unternehmen 

und die O ffentlichkeit äuswirken. Als umfässendes, längfristig ängelegtes 

Befrägungspänel liefern wir Däten in einer bisher nicht dägewesenen 

Quälitä t fu r die Forschung zu Unternehmenstränspärenz und trägen 

däzu bei, Regulierung und Wirtschaft zu verbessern. Das German Business 

Panel ist Teil des Sonderforschungsbereichs „TRR 266 Accounting for 

Transparency“. 


